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1 Zusammenfassung 

In der Stadt Olten, im Gebiet zwischen Sälistrasse, Riggenbachstrasse, SBB-Linie und Theodor 
Schweizer Weg, sind mehrere Gestaltungspläne in Kraft. Einer davon ist der Gestaltungsplan 
(GP) mit Sonderbauvorschriften (SBV) Nr. 190 «Sälistrasse – Theodor Schweizer Weg». 

 
Abbildung 1: Gebiet «Bifang» mit dem Perimeter des GP Nr. 190 im Luftbild (Quelle: Geoportal; 28.09.21) 

Der Gestaltungsplan Nr. 190 umfasst 3 grössere Baufelder. Auf dem Baufeld 1 steht heute der 
«Sälipark 2000», das Baufeld 2 ist im wesentlichen Brachfläche und auf dem Baufeld 3 stehen 
die noch letzten Gebäulichkeiten aus dem industriellen Zeitalter (u. a. Fertigungs- und Monta-
geräumlichkeiten der Firma Acutronic). 

Die Stadt Olten und die Grundeigentümerin Giroud Olma AG beabsichtigen, den südlichen Teil 
des Areals mit den beiden brach liegenden bzw. unternutzten Baufeldern 2 und 3 zeitnah der 
gewünschten Nutzung gemäss Gestaltungsplan zuzuführen. 

Das Gebiet Bifang ist ein Fokusgebiet mit grossem Entwicklungspotenzial für die Stadt Olten. Im 
Räumlichen Leitbild der Stadt Olten (14. März 2022) wird der südlichste Teil zwischen Sä-
listrasse und Theodor Schweizer Weg, also der Bereich der beiden unentwickelten Baufelder 2 
und 3, als «Vorzugsgebiet Wohnen» definiert. Der rechtskräftige Gestaltungsplan sieht für diese 
Baufelder eine dichte Bebauung mit einem Wohnanteil von mindestens 80% vor, ist also kon-
form mit den aktuellen Entwicklungsbestrebungen für dieses Gebiet. 
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Das Gebiet «Bifang» liegt an zentraler Lage, in Gehdistanz zum Bahnhof Olten. Es entwickelt 
sich dynamisch. Eine wichtige Rolle spielen hierbei die Bildungseinrichtungen und die zahlrei-
chen Dienstleistungsnutzungen. Die Stadt Olten erkennt in den brach liegenden Flächen dieses 
Areals eine grosse Chance, den Auftrag zur Innenentwicklung gemäss dem revidierten Raumpla-
nungsgesetz bestmöglich umzusetzen. Der Bedarf an Wohnnutzungen ist an dieser Lage beson-
ders hoch, und die Grundeigentümerin ist bereit zu entsprechenden Investitionen in eine quali-
tätsvolle Entwicklung. Es besteht daher auch eine gewisse zeitliche Dringlichkeit. 

Der rechtskräftige Gestaltungsplan «Sälistrasse – Theodor Schweizer Weg» stellt nach wie vor 
die richtige Grundlage für die gewünschte Entwicklung dar. Die Sonderbauvorschriften hinge-
gen sehen als Voraussetzung für eine Realisierung der Baufelder 2 und 3 die Erstellung von «er-
gänzenden Gestaltungsplänen» vor. Dieses Instrument wird für die angestrebte Entwicklung als 
unzweckmässig und zu wenig spezifisch erachtet. Vielmehr wäre ein sorgfältig definierter, ziel-
gerichteter Prozess zur Sicherstellung einer Wohnbebauung von angemessener Dichte und ho-
her Qualität angezeigt. Mit einem qualitätssichernden Verfahren kann eine höherwertige ge-
stalterische und raumwirksame Planung und Realisierung erreicht werden als mit den Vorgaben 
des bestehenden Gestaltungsplanes. 

Für die betroffenen Baufelder soll daher neu die Pflicht zur Durchführung von qualitätssichern-
den Verfahren festgeschrieben werden, was eine entsprechende Anpassung der Sonderbauvor-
schriften nötig macht. Am Gestaltungsplan selbst sind keine Änderungen erforderlich. 
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2 Öffentliche Mitwirkung 

2.1 Gesetzliche Grundlagen und Zweck 

Gestützt auf Art. 4 des Bundesgesetzes über die Raumplanung (RPG) und § 3 des Planungs- und 
Baugesetzes des Kantons Solothurn (PBG) führte die Stadt Olten für die 3. Änderung des Gestal-
tungsplanes «Sälistrasse – Theodor Schweizer Weg» ein Mitwirkungsverfahren durch. 

Das Mitwirkungsverfahren dient dazu, bereits in einer frühen Planungsphase allfällige Problem-
punkte zu erkennen. Zusätzlich wird der breiten Bevölkerung und den Interessierten die Mög-
lichkeit geboten, sich mit den planerischen Absichten auseinanderzusetzen. Sie haben im Rah-
men einer Mitwirkungseingabe die Möglichkeit, ihre Sichtweise sowie allfällige Verbesserungs-
wünsche darzulegen. 

2.2 Gegenstand der Mitwirkung 

Gegenstand der Mitwirkung ist das Gesamtdossier zur 3. Änderung des Gestaltungsplanes «Sä-
listrasse – Theodor Schweizer Weg», bestehend aus folgenden Dokumenten: 

Verbindliches Dokument: 

• Sonderbauvorschriften vom 6. Januar 2022 
Bemerkungen:  
Die Sonderbauvorschriften sind derart dargestellt, dass die aufzuhebenden Textbestand-
teile durchgestrichen und die neuen rot dargestellt sind. Blau sind diejenigen Textstellen 
gekennzeichnet, welche in den bestehenden Sonderbauvorschriften schon vorhanden wa-
ren und nun an eine neue Stelle platziert wurden. 

Erläuterndes Dokument: 

• Raumplanungsbericht vom 6. Januar 2022 

Zusätzlich wurden die bestehenden und rechtskräftigen Pläne, welche keine Änderungen erfah-
ren, als Information aufgelegt:  

• Plan «Änderung des Gestaltungsplanes «Sälistrasse - Theodor Schweizer Weg, Baufelder 
Erd- und Obergeschosse (Situation 1:500)», genehmigt mit RRB Nr. 1865 vom 28. Sep-
tember 1999. 

• Plan «Änderung des Gestaltungsplanes «Sälistrasse - Theodor Schweizer Weg, Bauberei-
che Untergeschosse, (Situation 1:500)», genehmigt mit RRB Nr. 1865 vom 28. September 
1999. 

• Plan «2. Änderung des Gestaltungsplanes «Sälistrasse - Theodor Schweizer Weg, Baufel-
der Erd- und Obergeschosse (Situation 1:500)», genehmigt mit RRB Nr. 646 vom 3. April 
2002. 

2.3 Durchführung des Verfahrens 

Die öffentliche Mitwirkung dauerte vom 29. März bis zum 26. April 2022. Während dieser Zeit 
hatte die Bevölkerung Gelegenheit, sich über das vorliegende Planungsvorhaben zu informieren 
und schriftlich dazu Stellung zu nehmen. In der Eingangshalle der Stadthauses wurden die oben 
erwähnten Unterlagen ausgestellt. Parallel dazu waren die Planungsdokumente auf der Web-
site der Stadt Olten aufgeschaltet. 
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3 Mitwirkungseingaben mit Stellungnahmen der Planungsbe-
hörde 

Folgende Mitwirkende haben Stellungnahme eingereicht: 

Mitwirkende Datum der Stellungnahme 

Grüne / Junge Grüne Olten, Reiserstrasse 
42, 4600 Olten 

24. April 2022 

Novavest Real Estate AG, Zürich,  
vertreten durch MLaw Janine Spirig, 
Rechtsanwältin und/oder Dr. Dominik 
Strub, Rechtsanwalt und Notar, SPR 
Rechtsanwälte AG, Belchenstrasse 3, 
Postfach, 4601 Olten 

26. April 2022 

 

Der Mitwirkungsbericht gibt auf den folgenden Seiten die Mitwirkungseingaben im Wortlaut 
wieder, gliedert sie nach den Artikeln/Paragrafen der Sonderbauvorschriften und fasst die Beur-
teilung durch die Planungsbehörde der Stadt Olten zusammen.  

Nr. Eingabe durch SBV Inhalt Stellungnahme der Planungsbehörde 

1 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 9 Wir befürworten die geplanten 
Anpassungen vollumfänglich: Ein 
besseres, qualitätssicherndes Ver-
fahren und der Miteinbezug der 
Behörde ist aus unserer Sicht eine 
Selbstverständlichkeit. 

Die Zustimmung wird dankend entge-
gengenommen. 

2 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 10 Abs. 5 Wir möchten nochmals auf die 
grosse Bedeutung einer reibungs-
losen öffentlichen Erschliessung 
durch die Verbindung zwischen Bi-
fang- und Säliquartier für Fuss-
gänger:innen und Velofahrer:in-
nen betonen. Um eine sichere und 
schnelle Querung zu ermöglichen, 
soll Abs. 5 wie folgt ergänzt wer-
den: «Diese Verbindung sowie de-
ren raumbegrenzende Gebäude 
sollen sich durch gestalterische 
Qualität und eine Entflechtung 
zwischen den verschiedenen Ver-
kehrsteilnehmenden auszeich-
nen.» 

Die Sonderbauvorschriften werden 
entsprechend ergänzt. 

3 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 10 Abs. 7 Wir befürworten die geplante 
Streichung dieses Absatzes, eine 
mögliche Erschliessung Sä-
listrasse-Riggenbachstrasse für 

Die Zustimmung wird dankend entge-
gengenommen. 
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Nr. Eingabe durch SBV Inhalt Stellungnahme der Planungsbehörde 

den MIV ist nicht von Bedeutung 
für die Quartierentwicklung und 
könnte im Gegenteil sogar mehr 
Schleichverkehr begünstigen. 

4 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 11 Abs. 2 Bei einem Bauprojekt in idealer 
Nähe zu Haltestellen des öffentli-
chen Verkehrs und einer guten Inf-
rastruktur für Velos können die 
Anzahl Parkplätze aufs gesetzliche 
Minimum heruntergesetzt wer-
den. Zudem sollten alle neu ge-
bauten Parkplätze über einen An-
schluss an die Elektro-Ladeinfra-
struktur verfügen. Von oberirdi-
schen Parkplätzen ist ganz abzu-
sehen. Somit wird sowohl die Ver-
kehrssicherheit als auch die ver-
siegelte Fläche und das Potenzial 
von Hitzeinseln reduziert. Der Zu-
bringerdienst ist weiterhin mög-
lich. 

Die maximal zulässige Anzahl Park-
plätze richtet sich nach dem Bestand 
plus den für die geplante Wohnnut-
zung erforderlichen Bedarf. Letzterer 
wurde gemäss Mobilitätsplan Olten 
stark reduziert. 

Mit den Baugesuchen ist ein Mobili-
tätskonzept einzureichen. Gemäss 
Raumplanungsbericht wird die Infra-
struktur der Wohnüberbauung so 
ausgelegt, dass die Parkfelder im Be-
darfsfall mit Elektroladestationen 
ausgerüstet werden können. 

Die oberirdischen Parkplätze dienen 
der Warenabholung des Säliparks 
und den Besuchenden der geplanten 
Wohnnutzung. Auf sie kann nicht ver-
zichtet werden. Gegenüber dem 
heute rechtskräftigen Gestaltungs-
plan ist bereits eine deutliche Reduk-
tion des Parkplatzangebotes zu er-
kennen (von 534 auf 300). Die kleine 
Anzahl aussen zu platzierenden Park-
felder dienen auch grösseren Fahr-
zeugen, welche bezüglich ihrer Höhe 
nicht die Tiefgarage befahren kön-
nen. 

5 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 11 Abs. 3 Es sollte die maximal mögliche 
Anzahl Veloabstellplätze nach ent-
sprechender Norm vorgeschrieben 
werden. 

Die in den SBV erwähnten VSS-Nor-
men sind massgebend. Sie schreiben 
eine hohe Anzahl Veloabstellplätze 
vor. 

6 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 14 Wir befürworten die geplanten 
Anpassungen. 

Die Zustimmung wird dankend entge-
gengenommen. 

7 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 14a Wir befürworten die geplanten 
Anpassungen. 

Die Zustimmung wird dankend entge-
gengenommen. 

8 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 14b Abs. 1 Wir begrüssen die Einhaltung der 
Minergie-Kennzahlen, die Ge-
bäude sollten jedoch auch zertifi-
ziert werden, um die Einhaltung 
des Standards durch ein unabhän-
giges Gutachten sicherzustellen. 

Die Vorschriften in diesem Artikel 
enthalten die aktuellen energeti-
schen Anforderungen der Stadt Olten 
an grössere Neubauten. 

Aufgrund der Begebenheit, dass «Mi-
nergie» ein Verein – und keine Be-
hörde – ist, ist es aus rechtlichen 
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Nr. Eingabe durch SBV Inhalt Stellungnahme der Planungsbehörde 

Gründen nicht möglich, die Zertifizie-
rung obligatorisch zu fordern. Es ist 
zudem anzumerken, dass die gegen-
wärtigen gesetzlichen (energeti-
schen) Anforderungen mit den Son-
derbauvorschriften deutlich übertrof-
fen werden. 

9 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 14b Abs. 2 Die Bereitstellung der für das Ge-
bäude benötigten Energie mittels 
Erneuerbarer Energien erachten 
wir als Selbstverständlichkeit, da-
her sollten 100% vorgeschrieben 
werden. 

Die Vorschriften in diesem Artikel 
enthalten die aktuellen energeti-
schen Anforderungen der Stadt Olten 
an Sondernutzungspläne. 

Das Energiekonzept wird sich nach 
den sich ständig wandelnden gesetzli-
chen Vorgaben richten und sich an 
den zu diesem Zeitpunkt gängigen 
Formen der Energieversorgung orien-
tieren. Es sind gegenwärtig auch Be-
strebungen im Gange, dass ein gros-
ser Teil des innerstädtischen Gebiets 
durch ein Fernwärmenetz, welches 
die Klimaziele der Stadt Olten berück-
sichtigt, erschlossen wird. Damit 
könnte voraussichtlich ein noch hö-
herer Anteil der Deckung durch er-
neuerbare Energien erreicht werden. 

10 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 14b Abs. 3 Für alle Baufelder sollte die Graue 
Energie der Gebäude minimiert 
und über die Lebensdauer der Ge-
bäude kompensiert werden. Diese 
Berücksichtigung sollte bereits im 
Energiekonzept ersichtlich sein. 

Die Vorschriften in diesem Artikel 
enthalten die aktuellen energeti-
schen Anforderungen der Stadt Olten 
an Sondernutzungspläne. 

Die Anforderung würde umfassende 
Berechnungen für die Erstell- und Be-
triebsdauer erfordern (wie auch de-
ren Kompensation), welche bereits 
mit der Baueingabe eingereicht wer-
den müsste. Damit wäre in planeri-
scher und betrieblicher Hinsicht ein 
hoher Kostenaufwand verbunden, 
welcher nicht verhältnismässig wäre. 

Ausserdem kann diese Forderung zu 
Einschränkungen in der Konstruktion 
und Materialität des Projekts führen, 
die sich mit weiteren technischen An-
forderungen konkurrenzieren (z.B. 
Störfallvorsorge, Lärmschutz, Brand-
schutz etc.). 

11 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 15 Abs. 1 Der Wortlaut sollte folgendermas-
sen abgeändert werden: «Ge-
bäude und Umschwung sind für 

Die Sonderbauvorschriften werden 
entsprechend ergänzt. 
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Nr. Eingabe durch SBV Inhalt Stellungnahme der Planungsbehörde 

sich und in ihrem Zusammenhang 
mit der baulichen und landschaft-
lichen Umgebung im Ganzen und 
in ihren Teilen so zu gestalten, 
dass eine befriedigende hochwer-
tige Gesamtwirkung erreicht 
wird». Diese Wortanpassung ist in 
einem gesamtheitlichen Sinn zu 
verstehen, welche die Förderung 
der Biodiversität und der Ästhetik 
als gleichwertig betrachtet. Wild-
tiergerechtes Bauen ist anzustre-
ben (z.B. Nistmöglichkeiten für 
Wildtiere, wie sie beispielsweise 
von Bauen-Tiere.ch vorgeschlagen 
werden). 

12 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 15a Abs. 1 Wir befürworten die festgelegte 
Substratstärke und sind der Mei-
nung, dass die geforderten Grün-
flächen als hochwertige Biodiver-
sitätsflächen ausgestaltet werden 
müssen. Im Allgemeinen wird die 
Förderung der Biodiversität zu we-
nig stark einbezogen und muss 
konkreter eingeplant werden. Zu-
dem braucht es geeignete Mass-
nahmen und Vorschriften, um die 
Versickerung von Dachwasser zu 
gewährleisten. 

Die Vorschriften enthalten die aktuel-
len Anforderungen der Stadt Olten an 
die Gestaltung und Ausstattung von 
Flachdächern. Die Förderung der Bio-
diversität ist mit der Wahl einer ge-
eigneten Ansaat gewährleistet. 

Die Dachbegrünung sorgt für eine 
starke Retention des Dachwassers. 
Eine allfällige Versickerungspflicht 
des Regenabwassers ist im GEP der 
Stadt Olten geregelt. 

13 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 15a Abs. 3a Absatz 3a sollte gestrichen wer-
den, da dies den potenziellen Ein-
satz von Photovoltaikanlagen mit 
optimaler Sonnenausrichtung ver-
hindert. 

Die Platzierung auf Flachdächern er-
zeugt hohe Energiegewinne. Damit 
der Einsatz der Photovoltaikelemente 
sich optimal mit der Vegetation ab-
stimmen kann, wird das Mass auf 60 
cm (ab Dachrand) erhöht. Die Ober-
kante der Photovoltaikelemente ist  – 
gerade im innenstädtischen Raum – 
immer auch in ortsbaulicher Hinsicht 
und mit den nachbarschützenden In-
teressen abzustimmen. 

14 Grüne / Junge 
Grüne Olten 

§ 16 Abs. 2 Wir begrüssen die geplanten Vor-
gaben zu Grünflächen und einer 
leistungsstarken Vegetations-
schicht. Bei der Auswahl der Pflan-
zen ist hauptsächlich auf den Wert 
für die Biodiversität zu achten und 
in diesem Sinne ausschliesslich auf 
heimische Arten zu setzen. 

Der Hinweis wird dankend entgegen-
genommen. Die Baubehörde der 
Stadt Olten legt bei Baugesuchen 
grossen Wert auf Biodiversität, aber 
auch auf die Klimaresilienz der ge-
wählten Bepflanzung. 
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Nr. Eingabe durch SBV Inhalt Stellungnahme der Planungsbehörde 

 

15 Novavest Real 
Estate AG 

Änderung SBV 
generell 
bzw. 
§ 9 und 11 

Es sei von der 3. Änderung des Ge-
staltungsplanes Sälistrasse - Theo-
dor Schweizer Weg, Änderung der 
Sonderbauvorschriften abzuse-
hen. Eventualiter seien Art. 9 und 
11 der Sonderbauvorschriften in 
der aktuell rechtskräftigen Version 
unverändert beizubehalten. 

Auf das Begehren kann nicht einge-
gangen werden (s.a. nachfolgende 
Punkte). 

16 Novavest Real 
Estate AG 

Begründung 1 Dem Raumplanungsbericht (RPG), 
S. 13 (Kap. 4.1.4.) wird der direkte 
Link zum hängigen Verfahren 
betr. den Teilzonen- und Gestal-
tungsplan «Riggenbachstrasse 
(Sälipark)» gemacht. Das entspre-
chende Verfahren, in welches 
auch die Novavest Real Estate AG 
involviert ist, ist seit gut fünfein-
halb Jahren hängig. Die Grundei-
gentümerin (Giroud Olma AG) 
plant auch die Überbauung des an 
vorgenannten Arealteil angren-
zenden, südlichen Arealteils. 

Es wird bereits jetzt die Verletzung 
der Einheit des baurechtlichen 
Entscheids («Salamitaktik») gel-
tend gemacht, welche als verletzt 
gesehen wird, wenn die Grundei-
gentümerin das geplante Projekt 
zerstückelt und hierdurch vorgibt, 
es handle sich um verschiedene, 
voneinander getrennte Baupro-
jekte, obschon sie in Tat und 
Wahrheit die Überbauung des ge-
samten Areals konkret geplant 
hat. Die isolierte Betrachtung der 
Projekte wird als unzulässig erach-
tet. Insbesondere für die Beurtei-
lung der Umweltthemen, wie 
Lärm und Verkehr, sind die Areal-
Ausbauprojekte der Grundeigen-
tümerin als Ganzes zu betrachten. 

Die vorliegende Änderung der Son-
derbauvorschriften betrifft denjeni-
gen Arealteil, welcher vom erwähn-
ten Teilzonen- und Gestaltungsplan 
«Riggenbachstrasse (Sälipark)» nicht 
betroffen ist. 

Der erwähnte Grundsatz der «Verlet-
zung der Einheit des baurechtlichen 
Entscheides» besagt, dass bei einem 
Bauprojekt keine Teilbaubewilligun-
gen gestattet sind. Im Nutzungsplan-
verfahren hingegen ist dieser Grund-
satz nicht anwendbar. Grosse gestal-
tungsplanpflichtige Areale dürfen 
nach Solothurner Rechtspraxis sehr 
wohl in mehrere Gestaltungspläne 
aufgeteilt werden. 

17 Novavest Real 
Estate AG 

Begründung 2 Für die Änderung von § 9 der Son-
derbauvorschriften (SBV) werden 
keine nachvollziehbaren Gründe 
genannt. Es wird lediglich festge-
halten, die aktuell geltende Vo-

Mit der Änderung von § 9 der Son-
derbauvorschriften wird bezweckt, 
eine möglichst qualitätsvolle Bebau-
ung der Baufelder 2 und 3 sicherzu-
stellen. Dies soll im Rahmen eines be-
währten Qualitätsverfahrens unter 
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Nr. Eingabe durch SBV Inhalt Stellungnahme der Planungsbehörde 

raussetzung von ergänzenden Ge-
staltungsplänen sei «unzweck-
mässig» und «zu wenig spezi-
fisch» (Raumplanungsbericht 
[RPB], S. 5). Mit dieser Begrün-
dung wird bezweckt, die Gestal-
tungsplanpflicht aufzuheben und 
durch ein «qualitätssicherndes 
Verfahren» zu ersetzen. 

Nicht nur ist jenes «qualitätssi-
chernde Verfahren» völlig wage 
resp. aufgrund fehlender gesetzli-
cher Grundlage ohne spezifisch 
überprüfbare Regelung, sondern 
wird im «qualitätssichernden Ver-
fahren» die Bevölkerung / Nach-
barschaft von einer Mitwirkung 
und Beschwerdemöglichkeit aus-
geschlossen. Dies ist inakzeptabel 
und eine solche Änderung ent-
behrt jeglichen sachlichen Grun-
des. Hinzu kommt, dass ergän-
zende Gestaltungsplanpflichten 
als solche gesetzlich vorgesehen 
sind (§ 46 Abs. 2 PBG) und übli-
cherweise nicht näher spezifiziert 
werden. Es handelt sich vorlie-
gend also um eine übliche Formu-
lierung in § 9 der SBV (Rechtskräf-
tige Version), welche so beibehal-
ten werden kann und muss. 

Nicht zuletzt sei festgehalten, dass 
davon ausgegangen werden 
muss, dass vorliegender Versuch 
der Änderung des vorgesehenen 
Verfahrens seinen Grund im be-
reits seit längerem hängigen Ver-
fahren betr. den Teilzonen- und 
Gestaltungsplan «Riggenbach-
strasse (Sälipark)» (vgl. hierzu Ziff. 
1 hiervor) hat, in welchem diverse 
Anwohner:innen und Nachbar:in-
nen von ihrem Recht zur Einspra-
che/Beschwerde Gebrauch mach-
ten. Die Änderung des vorge-
schriebenen Verfahren (Gestal-
tungsplanungspflicht) in ein voll-
kommen unspezifisches «quali-
tätssicherndes Verfahren» stellt 
einen Versuch der Umgehung des 

Beteiligung der Stadt Olten gesche-
hen. Das Resultat des Studienauftra-
ges wird öffentlich bekanntgemacht. 
Die Randbedingen des Verfahrens 
sind klar umschrieben, ebenso die 
baulichen Massvorschriften, inner-
halb welcher sich das Ergebnis des 
Qualitätsverfahrens bewegen kann. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die 
Bestimmung in den rechtskräftigen 
Sonderbauvorschriften, dass inner-
halb eines bestehenden Gestaltungs-
planes ein weiterer, ergänzender zu 
erstellen ist, weder praxisorientiert 
noch rechtsgenüglich ist. Diese Sicht-
weise vertritt auch das kantonale 
Amt für Raumplanung.  
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Gestaltungsplanverfahrens dar, 
was als unzulässig erachtet wer-
den muss. 

18 Novavest Real 
Estate AG 

Begründung 3 Im Raumplanungsbericht vom 6. 
Januar 2022 (nachfolgend RPB ge-
nannt), S. 5 wird festgehalten, 
dass die beiden Baufelder 2 und 3 
gemäss räumlichem Leitbild als 
«Vorzugsgebiet Wohnen» defi-
niert seien und dass der rechts-
kräftige Gestaltungsplan für jene 
Baufelder eine bis zu 5-geschos-
sige Bebauung mit einem Wohn-
anteil von mindestens 80% vor-
sieht und damit mit den aktuellen 
Entwicklungsbestrebungen für 
dieses Gebiet konform sei. Der Be-
darf an Wohnnutzungen sei an 
dieser Stelle besonders hoch (RPB, 
S.). 

Diesbezüglich ist festzuhalten, 
dass einerseits das erwähnte 
räumliche Leitbild noch nicht 
rechtskräftig ist und aktuell noch 
mitten im Mitwirkungsverfahren 
steckt. Ob die darin festgehalte-
nen Ziele und Entwicklungsmög-
lichkeiten also je Inkrafttreten, ist 
aktuell noch unklar. Umgekehrt ist 
allerdings festzuhalten, dass es ei-
nen Widerspruch in sich darstellt, 
einerseits festzuhalten, dass der 
aktuell gültige Gestaltungsplan 
den aktuellen Entwicklungsbestre-
bungen für dieses Gebiet entspre-
che, andererseits aber grundlos in 
den Sonderbauvorschriften defi-
nierte, letztlich auch die Bevölke-
rung schützende, Verfahrensab-
läufe ändert. 

Zudem erscheint die Anpassung 
des Gestaltungsplans vorliegend 
zu früh. Die Stadt steckt mitten in 
den Vorbereitungen zur Ortspla-
nungsrevision. Gemäss § 70 KBV 
sind die bestehenden Gestaltungs-
pläne im Rahmen der dannzumali-
gen Ortsplanungsrevision ohnehin 
neuerlich zu überprüfen und auf 

Das räumliche Leitbild wurde vom 
Gemeindeparlament Olten im Mai 
2022 genehmigt. 

Die vorliegende Nutzungsplanung 
stimmt mit den im Leitbild für dieses 
Gebiet («Fokusgebiet Bifang») festge-
haltenen Planungszielen überein. 
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die KBV anzupassen. Welche Zo-
nenplanvorschriften die Gemeinde 
für das vorliegende Areal plant, ist 
aktuell noch unbekannt. Eine wei-
tere Anpassung des Gestaltungs-
plans auf die KBV sowie die dann-
zumaligen Zonenvorschriften im 
Rahmen der Ortsplanungsrevision 
wäre hingegen bereits in wenigen 
Monaten absehbar und sehr 
wahrscheinlich, weshalb eine Än-
derung im jetzigen Zeitpunkt we-
der als sinnvoll noch als nötig er- 
achtet werden kann. 

19 Novavest Real 
Estate AG 

Begründung 4 Bereits im Verfahren betr. Teilzo-
nen- und Gestaltungsplan «Rig-
genbachstrasse (Sälipark)» ist die 
Reduktion von Parkmöglichkeiten 
vorgesehen. Die Novavest Real Es-
tate AG, welche Grundeigentüme-
rin der Liegenschaft an der Aarau-
erstrasse 55 (GB Olten Nr. 819) ist, 
befürchtet durch die erhebliche 
Reduktion der Parkmöglichkeiten 
das Ausweichen der Bewohner:in-
nen und Besucher:innen des Are-
als auf die umlegenden Quar-
tierstrassen und -parkplätze. Hier-
durch wiederum drohen Parkflä-
chen, welche aktuell besonders 
durch Gewerbemieterinnen im EG 
der Liegenschaft an der Aarau-
erstrasse 55 genutzt werden, ver-
mehrt besetzt zu sein. Ebenfalls 
besteht das Risiko des Falschpar-
kierens im Quartier auf Kosten der 
Verkehrssicherheit. Für die Reduk-
tion der maximal erlaubten Park-
plätze in § 11 der SBV besteht kei-
nerlei Anlass. Insbesondere kann 
die gesetzlich maximal zulässige 
Anzahl Parkplätze dannzumal im 
Gestaltungsplanverfahren bzw. 
anhand des konkreten Bauprojek-
tes und unter Berücksichtigung 
der Verhältnismässigkeit be-
stimmt werden. Für die Reduktion 
der maximal zulässigen Parkplatz-
anzahl besteht kein Anlass/Grund. 
Die aktuell rechtsgültige Regelung 

Die vorgesehene Reduktion der maxi-
mal zulässigen Autoabstellplätze 
ergibt sich aus der Kombination des 
Bestandes mit dem zusätzlich erfor-
derlichen Bedarf für die Baufelder 2 
und 3. Die Berechnung beruht auf 
den aktuellen gesetzlichen Grundla-
gen und ist im Raumplanungsbericht 
detailliert beschrieben. 

Seit der Rechtskraft der letztmaligen 
Änderung des Gestaltungsplans im 
Jahre 2002 hat sich die Verkehrssitua-
tion im innenstädtischen Raum – wie 
auch die anwendbaren Normen – 
deutlich verändert. Deshalb ist eine 
Reduktion der Parkplatzanzahl sinn-
voll. 
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in § 11 der SBV gibt den Behörden 
wie auch der Grundeigentümerin 
bei der Planung mehr Flexibilität 
und gewährleistet eine angemes-
sene (Verhältnismässigkeits-)Prü-
fung der zulässigen / gebotenen 
Anzahl an Parkmöglichkeiten. Die 
aktuell rechtsgültige Version von § 
11 der SBV ist daher beizubehal-
ten. 
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